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Wenn die Miete plötzlich nicht mehr bezahlbar ist
230 Haushalte in der Bahnstadt profitieren derzeit noch vom städtischen Mietzuschuss – Der läuft aber Ende 2023 aus – Für einige Betroffene kam das überraschend

Von Denis Schnur

Als Frau G. vor einem Jahr den Brief der
Stadtverwaltung las, fiel sie aus allen Wol-
ken. Denn die Rentnerin, die seit 2019 in
der Bahnstadt lebt und hier anonym blei-
ben möchte, muss ab Ende dieses Jahres
auf den Mietzuschuss verzichten, der ihr
bislang das Leben in dem eigentlich teu-
ren Stadtteil ermöglicht. Rund ein Fünftel
ihrer 900 Euro Warmmiete erhält sie ak-
tuell als Unterstützung von der Stadt. Bei
einer Rente von weniger als 1300 Euro ist
das ein wichtiger Beitrag zu ihrem Alltag.

G. gehört zu den knapp 230 Haushal-
ten, die derzeit noch von der städtischen
Subjektförderung für die Bahnstadt pro-
fitieren. Hinter dem sperrigen Namen
steckt ein Instrument, das seit 2012 dafür
sorgen soll, dass sich nicht nur Besser-
verdiener eine Wohnung im Stadtteil leis-
ten können. Menschen mit geringem Ein-
kommen erhalten noch bis zu vier Euro pro
Quadratmeter als Zuschuss – doch zum
Jahresende ist damit Schluss.

Für die Über-70-Jährige war das ein
Glücksfall. „Ich lebe alleine und bin in mei-
ner Mobilität eingeschränkt.“ Als sie 2019
umziehen musste, kam nur eine Wohnung
in zentraler Lage infrage – und die hatte
sie in der Nähe des Gadamerplatzes ge-
funden. „Ich fand diese Lebendigkeit toll“,
erinnert sie sich. „Und ich bin sofort in-
tegriert worden, jetzt im Verein aktiv.“ Ein
Umzug in einen Außenstadtteil sei nicht in-
frage gekommen. „Es tut mir einfach gut,
wenn ich aus dem Fenster schaue und Kin-
der spielen sehe. Ich brauche das“, sagt sie
derRNZ.DochmitdemBriefvomMai2022
kam die Angst, dass sie sich ihre Woh-
nung nicht mehr leisten kann. Einige
Nachbarn sind deshalb bereits auf der Su-
che nach anderen Wohnungen.

Am meisten ärgert sich G. jedoch dar-
über, wie unerwartet der Brief für sie kam.
Sie ging beim Einzug nämlich davon aus,
dass sie zehn Jahre von der Förderung pro-
fitieren könnte. Denn in einem Infoblatt,
das sie 2019 bekam, hieß es: „Die Förde-
rung wird jeweils für maximal zwei Jahre
bewilligt. Ein Haushalt kann bis zu zehn
Jahre bezuschusst werden.“ Für G. – und
viele Nachbarn – war klar: Das bedeutet
zehn Jahre ab Einzug. „Ich dachte: Bis da-
hin lebe ich vielleicht gar nicht mehr.“

Doch das städtische Infoblatt war miss-
verständlich. Denn tatsächlich wurden
einzelne Haushalte zwar bis zu zehn Jahre
lang gefördert. Diese Maximaldauer galt
jedoch unabhängig vom generellen Ende
des Zuschusses. Dieses war ursprünglich
für 2022 geplant, der Gemeinderat ver-
längerte das Programm dann noch einmal
um ein Jahr. Doch Ende 2023 ist wirklich
Schluss. Frau G. hatte davon bis zu dem
Brief nichts mitbekommen. „Das ist für
mich ein Unding“, ärgert sie sich.

Bei der Stadtverwaltung spricht man
zwar von „nur wenigen Haushalten“, die
sich beklagt hätten, weil sie dachten, die
Förderung werde weiter ausgezahlt. Eine
Sprecherin gesteht jedoch auf RNZ-An-
frage: „Dass es in Einzelfällen zu Miss-

verständnissen gekommen ist, ist nach-
vollziehbar und bedauerlich.“ Im Rathaus
verteidigt man das Ende der Maßnahme:
Deren Fortführung nur in der Bahnstadt
sei gegenüber anderen Stadtteilen nicht zu
rechtfertigen – und in der gesamten Stadt
nicht zu finanzieren. Außerdem sei das En-
de der Wohnraumförderung 2021 und 2022
ausführlich in den politischen Gremien
diskutiert worden.

Frau G. und einige andere Betroffene
haben das jedoch nicht mitbekommen,
fühlten sich vergangenes Jahr überrum-
pelt und wandten sich in ihrer Not an den
Mieterverein. Der geht zwar davon aus,
dass das Vorgehen rechtlich in Ordnung
sei – kritisiert die Stadt jedoch deutlich:
„Jeder normale Mensch denkt, die zehn

Jahre gelten für den Mieter, zumal es ja
,Subjekt-Förderung’ heißt“, zitiert der
Vorsitzende Lothar Binding eine Betrof-
fene. Beim Mieterverein hätte man sich oh-
nehineineandereWohnungspolitikfürden
Stadtteil gewünscht. „Die Bahnstadt ist in
einer Zeit entstanden, in der die Finan-
zierungskosten von Krediten historisch
niedrig waren“, so Binding. Deshalb habe
es die „historisch einmalige Möglichkeit,
viele Wohnungen in öffentlicher Hand zu
bauen“ gegeben.

Mit den sechs Millionen Euro für die
Subjektförderung hätte man die städti-
sche Wohnungsbaugesellschaft GGH beim
Bau von objektgeförderten Wohnungen
unterstützen können – also Wohnraum,
dessen Bau subventioniert wird und des-

sen Miete langfristig niedriger ist: „Es ist
besser, dauerhaft preiswerten Wohnraum
zu schaffen und dabei das öffentliche Ver-
mögen der Stadt zu mehren, als durch Sub-
jektförderung Mieten zu subventionieren,
die eigentlich zu hoch sind“, ist der ehe-
malige SPD-Bundestagsabgeordnete
überzeugt. Davon profitierten vor allem die
Bauträger.

Während diese aus Sicht des Mieter-
vereins falsche Politik nicht mehr korri-
giert werden könne, gehe es nun darum, die
Haushalte zu unterstützen, denen das En-
de der Subjektförderung zusetzt. „Hier
sollte die Stadt sich um Einzelfalllösun-
gen kümmern, aktiv bei der Wohnungs-
suche helfen, im Zweifelsfall auch finan-
ziell unterstützen“, findet Binding: „Wenn
das Kind im Brunnen liegt, wird man bei
der Rettung möglicherweise nass.“

Tatsächlich habe die Stadt auch zu al-
len 131 Haushalten, die den Maximalzu-
schuss erhalten, Kontakt aufgenommen,
berichtet die Sprecherin. Jedoch habe man
nur von etwa einem Viertel Antwort er-
halten. Davon wollten einige auch ohne
Förderung in der Wohnung bleiben. Ein
Teil habe angekündigt, einen Berechti-
gungsschein zu beantragen, weil sie in eine
geförderte Wohnung umziehen wollen. Der
Rest sagte jedoch, dass er den Stadtteil nun
wohl verlassen müsse.

Für Rentnerin G. ist ein Umzug keine
Option. „Die wollten mir eine Sozialwoh-
nung am Europaplatz anbieten“, berichtet
sie.Dochselbstdasseizuweitweg.„Ichha-
be kein Auto und bin nicht gut zu Fuß – da-
mit wären alle meine sozialen Kontakte
plötzlich so viel schwieriger.“ Und rein fi-
nanziell sei zwar die Miete dann stemm-
bar – aber der Umzug nicht: „Den kann ich
ja nicht selbst machen.“ Für so etwas ha-
be die Seniorin schlicht keine Rücklagen.

Mittlerweile weiß G., dass sie diese im
Gegensatz zu einigen Nachbarn auch gar
nicht braucht. Denn die Bahnstädterin
hatte Glück im Unglück. Weil die Bun-
desregierung kürzlich aufgrund der hohen
Inflation das Wohngeld reformiert hat, hat
auch sie mittlerweile Anspruch darauf.
Wenn sie zusätzlich Grundsicherung im
Alter beantrage, könne sie sich die Woh-
nung wohl auch weiterhin leisten. „Aber
einschränken werde ich mich trotzdem
müssen“, so die Seniorin.

Der Lange Anger in der Bahnstadt: Das Wohnen in Heidelbergs jüngstem Stadtteil ist teuer. Eine Subjektförderung sorgt zwar seit 2012 dafür,
dass sich auch Haushalte mit geringem Einkommen das Leben dort leisten können – Ende des Jahres läuft sie jedoch aus. Foto: Philipp Rothe

Fast 170 000 Euro
für die Obdachlosenhilfe

Nachlass-Auktion des Ehepaares Freudenberger großer Erfolg –
Picasso-Farbgrafik brachte alleine 16 500 Euro ein

RNZ. Am Ende sind es fast 170 000 Euro,
die der Arbeit des Heidelberger Vereins
Obdach nun zugutekommen. Das ist das
Ergebnis der Auktion zum Nachlass des
Ehepaares Hannelore und Bertold Freu-
denberger aus Heidelberg. In ihrem Tes-
tament hatten die beiden leidenschaft-
lichen Kunstsammler festgehalten, dass
ihr Erbe an den Heidelberger Verein geht.
Das Auktionshaus Metz hatte sich im
März um die Versteigerung gekümmert.
Die stieß von Beginn auf großes Interes-
se: Zu über 2000 Bietern auf einer On-
line-Plattform kamen weitere 70 Saal-
bieter vor Ort.

Den höchsten Einzelwert brachte da-
bei die Farbgrafik „Nature morte aux
poires et au pichet“ von Pablo Picasso ein,

gedruckt um 1960 bei seinem Lieblings-
drucker Crommelynck in Paris. Als Vor-
bild diente dem spanischen Jahrhun-
dertkünstler eines seiner Gemälde von
1936. Bei der Versteigerung erzielte das
Stillleben die stolze Summe von 16 500
Euro. Insgesamt brachte der hochwerti-
ge Nachlass über 161 603,55 Euro ein.

Um die Arbeit von Obdach e.V. eben-
falls zu unterstützen, spendet das Auk-
tionshaus Metz auch die Provision für die
Versteigerung in Höhe von 32 000 Euro.
Damit kommt die erzielte Summe kom-
plett dem gemeinnützigen Verein zu Gu-
te. Zudem nahm auch die Volksbank
Kurpfalz die Aktion zum Anlass, um sich
mit einer eigenen Spende über 8000 Euro
zu beteiligen.

Über die stolze Summe von fast 170 000 Euro für ihre gemeinnützige Arbeit konnten sich
die Vertreter von Obdach e.V. bei der Spendenübergabe freuen. Foto: Philipp Rothe

Reden drei Männer übers Gendern ...
Vortragsveranstaltung in der Neuen Uni zum Thema Sprache irritierte Teile des Publikums – Deutliche Kritik an Veranstalter Dieter Borchmeyer und seinen Gästen

MagdalenaLeißa

Es geht um gendersensible Sprache. Und es
sprechen drei Professoren. Nein: In diesem
Fall wurden die Professorinnen nicht ver-
gessen. Es waren einfach keine da. Am Mitt-
wochabend saßen ausschließlich Herren auf
dem Podium der Neuen Universität. Für
viele im Publikum war diese Rednerwahl
nicht gerade „gendersensibel“. Zumal alle
drei Herren, auch der Moderator, sich eine
Meinung teilten: Gendern ist unsinnig. Ent-
sprechend polarisierten die Inhalte der Vor-
tragsveranstaltung. So sehr, dass ein Viertel
desPublikumsfrühzeitigdenSaalverließ.

Geladen hatte der Heidelberger Litera-
turwissenschaftler Prof. Dieter Borchmey-
er. Seit Jahren organisiert er die Vor-
lesungsreihe „Heidelberger Vorträge zur
Kulturtheorie“. Das Thema in diesem Jahr:
„Das Weibliche im Menschlichen: Wand-
lungen des Geschlechterbildes“. Nun sollte
es um „Sprachwandel und Sprachsteue-
rung“ gehen, genauer: den Umgang mit
Gender in der deutschen Sprache. Wie kön-
nen wir unsere Sprache inklusiver gestal-
ten? Sodass auch Frauen und zum Beispiel
nicht-binäre Menschen sichtbarer werden?
Istdasüberhauptnötig?

Den Vortrag hielt Prof. Lutz Götze, ein
Sprachwissenschaftler im Ruhestand und
Mitglied im „Rat für deutsche Rechtschrei-
bung“, jener Institution also, die das Stan-
dardhochdeutsch festlegt. Es moderierte der
ebenfalls emeritierte Literaturwissen-
schaftlerProf. JochenHörisch.

Zu Beginn erklärte Götze, wie sich na-
türlicher Sprachwandel vollzieht, etwa
durch den Einfluss fremder Sprachen in der
Besatzungszeit. Dieser Sprachwandel sei
unbewusst, ungeplant und nicht zielgerich-
tet. Wie bei einem Trampelpfad folge Spra-
che immer dem effizientesten und einfachs-
ten Weg, geleitet von dem Wunsch der Spre-
chenden, gut verstanden zu werden. Ent-
scheidend sei dabei die Zustimmung der
Sprachgemeinschaft. Demgegenüber stehe
die Sprachsteuerung, bei der bewusst und
geplanteinZielverfolgtwerdensoll.

In dieser Tradition sieht Götze nun auch
die aktuellen Bemühungen um eine gender-
sensible Sprache. Kurz fasst er die Argu-
mente für eine solche zusammen – um sie
dann jeweils gleich zu widerlegen, teilweise
auch lächerlich zu machen. Sein Fazit:
Sprache sorge nicht für Gleichberechti-
gung, „die wird mit gesetzlichen und tarif-
vertraglichenRegelungenerreicht“.

Gendern sei nicht die Lösung, so Götze.
Nicht nur mache es die deutsche Sprache
schwerer erlernbar, umständlich und unat-
traktiv, es lenke auch den Fokus einzig auf
das Geschlecht. Zudem komme die Forde-
rung nach einer gendersensiblen Sprache
von einer elitären Minderheit. Götze vertrat

seinen Standpunkt engagiert. Er sprach von
einer „Phase der Irrationalität“ und „For-
derungennachCancelCulture“.

Im Anschluss ergänzte Moderator Hö-
rischdieKritikamGendern.„Manfasst sich
an den Kopf und denkt, es darf nicht wahr
sein“, so sein Kommentar zum „Quatsch“
der Gendersprache. Hörisch provozierte et-
wa, als er das Beispiel eines lesbischen Pär-
chens anführte, das gegen genmanipuliertes
Essen demonstriert, sich also der Natür-
lichkeit verschreibt, gleichzeitig aber sage,
Geschlecht sei ein Konstrukt und auch als
lesbischesPaarKinderhabenwolle.

Hier, am Ende von Hörischs Rede, ent-
schieden mehrere Zuhörer und Zuhörerin-
nen, den Saal zu verlassen. Bezeichnender-
weise ein Großteil des jüngeren Publikums.
„Es war einfach schwer zu ertragen,“ sagt
Geraldine Giebe. Die 38-Jährige erklärt:
„Ich werde mich auch an die Organisatoren
wenden.“ Zum Beispiel sei nicht darüber
gesprochen worden, wie Sprache unser
Denken beeinflusse und Wirklichkeit kons-
truiere. Auch seien rassistische Worte wie
„Mohr“verharmlostworden:„Dastößtmein
Toleranzvermögen an seine Grenzen.“ Der
20-jährige Julian Wieditz sagte: „Ich fand es
überhaupt nicht konstruktiv. Sie haben ab-

sichtlich absurde Beispiele gewählt. Es ist ja
auch belegt, dass sich beim generischen
Maskulinum nicht männliche Personen
überhaupt nicht angesprochen fühlen. Dar-
aufwurdenichteingegangen.“

„Ich finde das sehr traurig“, reagierte
Götze als Reaktion auf den Abgang der Zu-
hörer und Zuhörerinnen: „In einer Demo-
kratie muss gestritten werden.“ Sein, wie er
selbst sagte, „vernünftiger“ Vorschlag zur
Lösung des Konflikts um die Genderspra-
che: „Als Erstes müssen wir gedanklich und
sprachlich abrüsten.“ Statt etwa des Gen-
der-Sternchens könne man einfach ab-
wechseln zwischen der männlichen und der
weiblichen Form und wenn möglich neu-
traleBenennungenbevorzugen.

Kritik an der Veranstaltung kam bei der
abschließenden Diskussion auch aus dem
verbliebenden Publikum. Ein junger Stu-
dent etwa erntete viel Zustimmung als er
nicht nur Hörisch, sondern auch Borchmey-
er Unsachlichkeit vorwarf. Sie hätten sich
über die Bemühungen zur Gendersensibili-
tät lustig gemacht. Ein Stöhnen ging durch
die Reihen, als Hörisch der Kritik an der Be-
setzung des Podiums lächelnd entgegen-
hielt: „Ich könnte das etwas abmildern: Ich
möchteheutealsFraugelesenwerden.“

„Müssen gedanklich und sprachlich abrüs-
ten“ – Prof. Lutz Götze. Foto: joe

Straßenbahnlinie 22
wird weiter umgeleitet
RNZ. Aufgrund von Arbeiten ist die
Montpellierbrücke derzeit für den Stra-
ßenbahnverkehr gesperrt – und bleibt es
vorerst auch. Die Linie 22 wird nun län-
ger als geplant, nämlich bis Mittwoch, 17.
Mai, zwischen den Haltestellen Stadt-
bücherei und Gadamerplatz umgeleitet.

Die Bahnen werden in Fahrtrichtung
Eppelheim über die Haltestellen Stadt-
werke, Heidelberg Hauptbahnhof, Be-
triebshof (Steige D) und Czernybrücke
umgeleitet. In der Gegenrichtung fahren
die Bahnen ab Gadamerplatz über die
Haltestellen Czernybrücke, Betriebshof,
Volkshochschule, Campus Bergheim und
Altes Hallenbad zum Bismarckplatz. Die
Haltestellen Ringstraße, Montpellier-
brücke und Heidelberg Hauptbahnhof
Süd (in beiden Fahrtrichtungen) sowie
Stadtbücherei und Seegarten (in Fahrt-
richtung Bismarckplatz) entfallen im ge-
nannten Zeitraum.
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